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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Lörrach zur Einhaltung von 

Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelhaltungen in einem festgeleg-

ten Gebiet zu präventiven Zwecken 

Vom 11.11.2016 Az.: 508.6210  

Auf Grund von § 65 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juni 2016 

(BGBl. I S. 1564) i.V.m. §§ 38 Abs. 11 und 6 Abs. 1 Nr. 11a des Tiergesundheitsgesetzes 

vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324) und § 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des 

Tierseuchengesetzes vom 19. November 1987 (GBl. S. 525), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 11. März 2004 (GBl. S. 112) 

erlässt das Landratsamt Lörrach folgende 

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g 

 

1. Alle Tierhalter (private oder gewerbliche), die Geflügel in Haltungen in einem Abstand von 
bis zu 500 m Entfernung zum Uferbereich des Rheins halten, haben folgende Biosicherheits-
maßnahmen einzuhalten: 

1.1. Die Eingänge zu den Geflügelhaltungen sind mit geeigneten Einrichtungen zur Schuhdes-
infektion zu versehen (Desinfektionswannen oder- matten). 

1.2. Der Zukauf von Geflügel über Geflügelmärkte, Geflügelbörsen oder mobile Geflügelhänd-
ler ist verboten. 

2. Für Geflügelhaltungen mit weniger als 1000 Stück Geflügel, die in dem in Nr. 1 des Tenors 
genannten Gebiet gelegen sind, gilt Folgendes: 

2.1. Beim Betreten der Geflügelhaltungen ist Schutzkleidung anzulegen. Bei Verwendung von 
Einwegkleidung ist diese unverzüglich nach Gebrauch unschädlich zu beseitigen. 

2.2. Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel sind die dazu eingesetzten Gerät-
schaften zu reinigen und zu desinfizieren und nach jeder Ausstallung sind die freigewordenen 
Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände zu reinigen und zu 
desinfizieren.  

2.3. Transportmittel für Geflügel (Fahrzeuge und Behältnisse) sind nach jeder Verwendung zu 
reinigen und zu desinfizieren. 

3. Alle Geflügelhalter im Landkreis Lörrach, die ihrer Pflicht zur Meldung des gehaltenen Geflü-
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gels bisher noch nicht nachgekommen sind, haben die Haltung von Geflügel unverzüglich beim 
Fachbereich Veterinärwesen des Landkreises Lörrach anzuzeigen. 

4. Geflügelbörsen und Märkte sowie Veranstaltungen anderer Art, bei denen Geflügel verkauft 
oder zur Schau gestellt wird, sind in dem unter Nr. 1 des Tenors genannten Gebiet verboten.  

5. Die sofortige Vollziehung der in den Nrn. 1 bis 4 des Tenors getroffenen Regelungen wird 
gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben und 
endet mit Ablauf des 31. Januar 2017. 

 

Begründung 

A. 

Am 4. November 2016 wurden 33 tote Reiherenten im Bereich des Konstanzer Hafens sowie 
ein weiteres Tier in Radolfzell und zwei Tiere in Ludwigshafen-Bodmann tot aufgefunden. Bei 
den zur Untersuchung gekommenen Tieren wurde das Virus der Geflügelpest (hochpathogene 
aviäre Influenza vom Subtyp H5N8, HPAI H5N8) nachgewiesen und der Ausbruch der Geflü-
gelpest bei Wildvögeln am 09.11.2016 durch das Landratsamt Konstanz amtlich festgestellt. 
Am 08.11.2016 wurden zudem Ausbrüche von hochpathogener Geflügelpest bei Wildvögeln 
des Subtyps H5N8 im Bereich der Plöner Seen in Schleswig-Holstein gemeldet. Auch in Polen 
und Ungarn wurde in diesem Jahr bereits der Ausbruch der Geflügelpest des gleichen Subtyps 
in Nutztierhaltungen festgestellt. Am 09.11.2016 hat das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) eine 
Risikoeinschätzung zum Auftreten von HPAIV H5N8 in Deutschland veröffentlicht. In dieser Ri-
sikobewertung wird das Risiko des Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 in Hausgeflü-
gelbeständen über Wildvögel bundesweit als hoch eingeschätzt. Das FLI empfiehlt in seiner 
Risikoeinschätzung u.a. die Umsetzung strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelbetrie-
ben.  

Aufgrund der derzeitigen Gefährdungssituation erfolgt die Anordnung von verstärkten Biosi-
cherheitsmaßnahmen momentan nur im Uferbereich des Bodensees und des Rheins. Eine re-
gelmäßige Neubewertung in zeitlich kurzen Abständen ist jedoch erforderlich. 

 

B. 

Zu Nr. 1 bis 4 des Tenors: 

Nach § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Tierseuchengesetzes (AGTierSG) in der 
Fassung vom 19. November 1987 (GBl. S. 525), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. März 
2004 (GBl. S. 112) i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-
Württemberg vom 21. Juni 1977, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 (GBl. 
S.809) ist die untere Verwaltungsbehörde des Landkreises Lörrach zuständige Behörde für den 
Erlass dieser Allgemeinverfügung. 

Die Anordnung der Einhaltung verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen unter Nr. 1. des Tenors 
erfolgt auf Grundlage des § 65 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 
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und § 6 Abs. 1 Nr. 11a Tiergesundheitsgesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl. IS. 1324).  

Gemäß § 65 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1212), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juni 2016 (BGBl. I S. 
1564), kann die zuständige Behörde bei der Feststellung von Geflügelpest u.a. bei einem Wild-
vogel weitergehende Maßnahmen nach § 38 Abs. 11 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 des Tier-
gesundheitsgesetzes anordnen. Aufgrund der Risikoeinschätzung des FLI sowie der Feststel-
lung von Geflügelpestausbrüchen bei Wildvögeln im Landkreis Konstanz ist die Anordnung der 
verstärkten Biosicherheitsmaßnahmen in dem unter Nr. 1 des Tenors genannten Gebiet erfor-
derlich, um das Risiko des Eintrags von Geflügelpestvirus in die Nutzgeflügelbestände zu ver-
ringern. 

Die Ausweitung der Anordnung verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen über das in Nr. 1 des 
Tenors genannten Gebiets hinaus, ist aufgrund der derzeitigen Gefährdungslage nicht gebo-
ten.  

 

Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit infi-
zierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie 
etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die 
Geflügelhaltungen in dem in Nr. 1 des Tenors genannten Gebiet zu schützen und den Eintrag 
des Virus in die Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung der unter Nr. 1 bis 4 ge-
nannten Maßnahmen, wie das Vorhalten von Einrichtungen zur Schuhdesinfektion, die Ver-
wendung von Schutzkleidung und die Durchführung von Desinfektionsmaßnahmen sind geeig-
net, das Risiko des Eintrags von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen zu vermindern. Auf-
grund der Gefahr der unkontrollierten Verschleppung von Geflügelpestvirus über Geflügelmärk-
te, Geflügelbörsen und mobile Geflügelhändler ist aufgrund der Gefährdungslage das Verbot 
es Geflügelhandels über diese Handelswege erforderlich. Die Anordnung der Maßnahmen ge-
mäß Nr. 2 des Tenors erfolgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 Geflügelpestverordnung, 
die generell für Geflügelhaltungen ab 1000 Stück Geflügel gelten. Da aufgrund der Gefähr-
dungslage die Gefahr eines Eintrags des Geflügelpestvirus in kleinere Geflügelhaltungen ge-
nauso hoch wie in größere ist, ist es erforderlich diese Maßnahmen auch für kleinere Geflügel-
haltungen anzuordnen. 

 

Die Anordnung von Biosicherheitsmaßnahmen in Tierhaltungen, die sich im Abstand von bis zu 
500 m vom Uferbereich des Rheins befinden, ist geboten, um im Falle eines Ausbruchs der 
Geflügelpest die tierische Erzeugung (Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen Lebensmit-
teln in Baden-Württemberg nicht zu gefährden. Diese Entscheidung erfolgte nach Ausübung 
des pflichtgemäßen Ermessens. Die Maßnahme ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung ei-
ner Infektion von Hausgeflügel mit H5N8, zu erreichen. Die Einhaltung der Biosicherheitsmaß-
nahmen ist erforderlich, da kein anderes, milderes Mittel zur Verfügung steht, welches zur 
Zweckerreichung gleichermaßen geeignet ist. Die Anordnung ist auch angemessen, da die 
wirtschaftlichen Nachteile, welche die betroffenen Tierhalter durch die Einhaltung der Biosi-
cherheitsmaßnahmen erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch 
einen einzigen Geflügelpestausbruch für die gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft in 
Baden-Württemberg entstehen kann, nachrangig sind.  
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Zu Nr. 3 des Tenors: 

Gemäß § 26 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
März 2010 (BGBl. I S. 203), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. April 2014 (BGBl. I S. 
388) i.V.m. § 2 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung hat jeder, der Hühner, Enten, Gänse, Fasane, 
Perlhühner, Rebhühner, Tauben, Truthühner, Wachteln oder Laufvögel hält, dies der zuständi-
gen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der 
Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres 
Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen. Die Anordnung der Maßnahme in Nr. 
3 des Tenors, dass eine noch nicht erfolgte Meldung unverzüglich nachzuholen ist, beruht auf 
§ 65 Geflügelpest-Verordnung i.V.m. §§ 38 Abs. 11, 6 Abs. 1 Nr. 11 a Tiergesundheitsgesetz. 
Danach hat die zuständige Behörde die Befugnis, bei Feststellung der Geflügelpest bei einem 
Wildvogel weitergehende Maßnahmen anzuordnen, soweit diese zur Tierseuchenbekämpfung 
erforderlich sind. Die behördliche Kenntnis aller Tierhalter sowie der von ihnen gehaltenen Tie-
re ist im Rahmen der Bekämpfung hochansteckender Erkrankungen notwendig.  

 

Zu Nr. 4 des Tenors: 

Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Tiergesundheitsgesetz kann die zuständige Be-
hörde zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über die Durch-
führung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß 
Nr. 4 des Tenors angeordnete Verbot von Geflügelmärkten und Veranstaltungen ähnlicher Art 
in den definierten Gebieten, bei denen Tiere empfänglicher Art verkauft oder zur Schau gestellt 
werden, ist erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt 
von Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf ei-
ne Verschleppung von potentiell infizierten Tieren möglich ist. 

 

Zu Nr. 5 des Tenors: 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nrn. 1 bis 4 des Tenors wird angeordnet, da 
es sich bei der Geflügelpest um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche 
handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrest-
riktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen 
daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, 
bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Feststellung der Seuche gerichtlich festgestellt wird. Inso-
fern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes 
privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Widerspruchs. Im Übrigen 
wird auf § 37 Satz 2 Nr. 1 des Tiergesundheitsgesetzes verwiesen. Danach hat die Anfechtung 
einer Anordnung von Maßnahmen nach § 6 des Tiergesundheitsgesetzes keine aufschiebende 
Wirkung. 

 

Zu Nr. 6 des Tenors: 

Die Bekanntgabe der Verfügung beruht auf § 41 Abs. 4 Satz 4 Landeverwaltungsverfahrens-
gesetz. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach deren Bekanntgabe beim Land-
ratsamt Lörrach in 79539 Lörrach schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erhoben wer-
den. 

 

Hinweise 

1. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpestverordnung hinsichtlich der 
allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei ge-
häuften Verlusten wird hingewiesen. 

2. Die Begründung dieser Allgemeinverfügung kann von jedermann in Baden-Württemberg, der 
als Betroffener im Sinne der Nr. 1 bis 4 der Verfügung in Betracht kommt, während der Dienst-
zeiten in dem Dienstgebäude der jeweils unteren Verwaltungsbehörden -Fachbereich Veteri-
närwesen & Lebensmittelüberwachung- eingesehen werden.  

 

Lörrach, den 11.11.2016 

 

gez. Marion Dammann 

Landrätin 

 


